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     Zusammenfassung | Der Artikel gibt 
einen Überblick über die aktuelle Diskussion 
der exemplarischen Konfliktpunkte und Refor-
manforderungen des Berufsbildungssystems 
in Deutschland. Besondere Berücksichtigung 
erfahren hierbei die sogenannten Übergangs-
hilfen für sozial benachteiligte Jugendliche 
an der ersten Schwelle zwischen Schule und 
Berufsausbildung einschließlich der sozialpä
dagogischen Unterstützungsangebote der 
Jugendberufshilfe.

     Abstract | This article endeavors to convey 
a brief survey on current debates concerning 
main conflict lines and reformative challenges 
of the German vocational training system focu-
sing on so called transition assistance for soci-
ally disadvantaged young people at the first 
threshold between school education and voca-
tional training including socio-educational sup-
port within the scope of vocational assistance 
measures for teens and juvenile adults.

Schlüsselwörter  Jugendberufshilfe 
 berufliche Bildung  Schulbildung  benach

teiligter Jugendlicher  Reform  Ländervergleich

     Aktualität der beruflichen Eingliederungs-
hilfen | Obwohl einerseits der Fachkräftebedarf 
demographisch, konjunkturell und wirtschaftsstruk
turell bedingt weiterhin zunimmt, ist die Zahl der 
erfolglosen Lehrstellenbewerberinnen und -bewerber 
seit 2011 deutlich angestiegen, parallel hierzu aber 
auch der Anteil unbesetzter Lehrstellen. Andererseits 
ist das jährliche Angebot neu zu besetzender Lehr-
stellen aktuell auf den niedrigsten Wert seit 1990/91 
gesunken. Inzwischen bildet nur noch etwa jeder 
fünfte Betrieb aus. 2011 lag der Anteil der formal 
nicht Qualifizierten1 unter den 20- bis 34-Jährigen 
bei 14,1 Prozent – das waren insgesamt 2 082 Millio-
nen junge Menschen (Vergleichswert für 1996: 14,7 
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Prozent beziehungsweise 2,59 Millionen). Bei den 
jungen Menschen mit Migrationshintergrund lagen 
die entsprechenden Quoten der Ungelernten je nach 
Migrationsstatus (Ausländer, Zugewanderte sowie 
Angehörige der zweiten und dritten Generation) 
zwei- bis dreimal höher (Bundesinstitut für Berufsbil­
dung 2014, S. 9 ff. und S. 97 ff., Statistisches Bundes­
amt 2015, Tab. 5, S. 8, Autorengruppe Bildungsbericht­
erstattung 2014, S. 101; zu den tendenziell zuneh-
menden Versorgungs-, Besetzungs- und Passungs
problemen bei der Besetzung von Lehrstellen siehe 
Matthes u.a. 2014).

     Es wird geschätzt, dass durchschnittlich acht bis 
zehn Prozent eines Geburtsjahrgangs in absoluter 
Bildungsarmut (fehlende Schulabschlüsse, funktio
naler Analphabetismus) oder in relativer Bildungsar-
mut (niedrige Bildungsabschlüsse in Verbindung mit 
geringen Schlüsselkompetenzen und eingeschränkter 
Leistungsfähigkeit) leben und dass die sogenannten 
Bildungsverlierer mit zu geringen, über die allge
meine und berufliche Bildung und im Arbeitsleben 
zu erlangenden Basiskompetenzen etwa ein Viertel 
der Gesamtbevölkerung bilden. Die Probleme der 
beruflichen Eingliederung von Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen mit unzureichender schulischer 
Vorbildung und mit prekären Arbeits- und Berufsper-
spektiven sind also trotz der günstigen deutschen 
Arbeitsmarktlage im Frühjahr 2015 nach wie vor 
hochaktuell (Beicht; Granato 2011, Becker 2012, 
S. 140 f., Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2012, S. 70 und 73., Autorengruppe Bildungsbericht­
erstattung 2014, S. 6 f. und S. 97 ff., Bundesinstitut 
für Berufsbildung 2014, S. 289). 

     Heterogenität des Übergangssystems | Bei 
erfolgloser Lehrstellensuche sind die Bewerberinnen 
und Bewerber auf die Qualifizierungsangebote im 
beruflichen Übergangssystem angewiesen. Zum Über
gangssystem wird eine Vielzahl unterschiedlicher 
Angebote und Maßnahmen zur Vorbereitung auf 

1 Diese sogenannte Ungelerntenquote bezieht sich 
auf Erwerbsfähige ohne erfolgreiche, zertifizierte 
Teilnahme an standardisierten, staatlich geregelten 
oder anerkannten Bildungsgängen, wobei Anlern-
ausbildungen und Praktika nicht als „formale Qua-
lifikation“ berücksichtigt wurden; bei der genann-
ten Gesamtzahl von Personen ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung (Mikrozensusdaten) sind Personen 
in beruflicher Ausbildung, Freiwilligen- und Wehr-
dienstleistende, Schüler und Studierende explizit 
herausgerechnet worden (Bundesinstitut für Berufs­
bildung 2014, S. 285 f.).
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und Integration in eine nachfolgende Berufsausbil-
dung gerechnet. Nach der „integrierten Ausbildungs-
berichterstattung“ des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung zählen dazu:
▲ das in vielen Schultypen angebotene Berufsvorbe-
reitungsjahr sowie das auf eine nachfolgende Berufs-
ausbildung anrechenbare Berufsgrundbildungsjahr, 
ferner verschiedene Bildungsgänge an Berufsfach-
schulen zur Erfüllung der Schulpflicht beziehungs
weise zum Nachholen von Abschlüssen der Sekun-
darstufe I;
▲ Bildungsgänge an Berufsfachschulen, die einen 
allgemeinbildenden Abschluss auf dem Niveau der 
Sekundarstufe I oder eine auf eine spätere Berufsaus-
bildung anrechnungsfähige berufliche Grundbildung 
oder sonstige auf eine spätere Berufsausbildung nicht 
anrechnungsfähige allgemein- und berufsbildende 
Qualifikationen vermitteln;
▲ Bildungsgänge an Berufsschulen für erwerbstätige 
und erwerbslose Schüler und Schülerinnen ohne 
Ausbildungsvertrag, die allgemeinbildende Abschlüsse 
auf dem Niveau der Sekundarstufe I nachholen wollen, 
sowie Bildungsgänge für dieselbe Gruppe zur Vermitt
lung von sonstigen allgemein- und berufsbildenden 
Qualifikationen (die bei einer späteren Berufsausbil
dung allerdings nicht angerechnet werden können);
▲ Pflichtpraktika vor der Erzieherausbildung an 
beruflichen Schulen; 
▲ Berufsvorbereitungsmaßnahmen (BvB) einschließ-
lich sozialpädagogischer Begleitung durch die 
Bundesagentur für Arbeit;
▲ eine sogenannte Einstiegsqualifizierung (EQ) als 
berufsvorbereitende Maßnahme in Betrieben (Bundes­
institut für Berufsbildung 2011).

     Dazu kommen noch weitere, durch die Jobcenter 
und Arbeitsagenturen geförderten berufsbezogenen 
Bildungsmaßnahmen nach dem Sozialgesetzbuch II 
und III im Vorfeld der Berufsausbildung, gegebenen-
falls mit ergänzender sozialpädagogischer Begleitung 
nach § 13 SGB VIII. Die Angebote des Übergangs
systems sollen die Jugendlichen bei der Klärung ihrer 
Berufsziele und Erwartungen an ihr zukünftiges 
Berufsleben unterstützen, basale Arbeitserfahrungen 
in ausgewählten Berufsfeldern vermitteln, den Erwerb 
von fehlenden Schulabschlüssen ermöglichen, die für 
die Feststellung ihrer sogenannten Ausbildungsreife 
verlangten Schlüsselqualifikationen verbessern sowie 
regional und branchenbezogen gegebenenfalls 
bestehende Ausbildungsplatzengpässe vorüber

gehend durch berufliche Qualifikationsmaßnahmen 
solange überbrücken, bis ein Eintritt in reguläre 
Berufsausbildungen erreicht wird. Die Kontroversen 
zur Messbarkeit von „Ausbildungsreife“ und zur Vali-
dität des Ausbildungsreifekonzepts können hier nicht 
rekapituliert werden (Ratschinski; Steuber 2012).

     Kritische Positionen zum Übergangssystem be-
mängeln unter anderem das Fehlen einer abgestimm-
ten Förderstruktur, die eigentlich mit dem Begriff 
„System“ unterstellt wird. Die Unübersichtlichkeit, 
Heterogenität und Fragmentierung des Übergangs-
systems erschwere eine planvolle und fachlich fun-
dierte Vermittlung von „Ausbildungsreife“ und von 
beruflichen Basiskompetenzen. Die Vielzahl der pa
rallel angebotenen Einzelmaßnahmen und Bildungs
gänge mit gleichem Förderziel mindere deren Res-
sourceneffizienz. Die Maßnahmen würden oft nur 
„Warteschleifen“ bilden, zumal die hierbei vermittel-
ten Kompetenzen zumeist nicht als Qualifikations-
bausteine konzipiert sind, die bei anschließenden 
Berufsausbildungen gegebenenfalls angerechnet 
werden könnten. Die wechselnden Förderkonditionen 
der zeitlich befristeten Sonder- und Modellprogramme 
(Europäischer Sozialfonds, europäische Aktionspro-
gramme, Bundes- und Länderprogramme etc.) und 
die extreme Kostenökonomisierung bei den Regelin
strumenten (überwiegend im Bereich des SGB III) zur 
Förderung von basalen, berufsbezogenen Qualifika
tionen würden eine planvoll abgestimmte und qua-
litativ anspruchsvolle Angebotsstruktur verhindern. 
Die Effizienz und Effektivität eines Bildungssystems 
hinge aber wesentlich davon ab, ob und wie dieses 
zur Eröffnung von erweiterten Bildungszugängen und 
-chancen für sogenannte Bildungsverlierer, also zum 
Abbau der Bildungsarmut und der damit verbunden 
sozialen Ungleichheit beiträgt (Autorengruppe BIBB; 
Bertelsmann Stiftung 2011, Heisler 2011).

     In der zweiten Übergangsstudie des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung von 2011 wurden diese Kritik-
punkte mit den realen Wirkungen der im Untersu-
chungszeitraum realisierten Übergangsmaßnahmen 
konfrontiert, wobei die Bildungsverläufe der teilneh-
menden jungen Menschen der Geburtsjahrgänge 
1987 bis 1992 mit höchstens mittlerem Schulabschluss 
analysiert wurden. Dabei wurden einige wichtige 
bildungspolitische Wirkungen des Übergangssystems 
deutlich: 30 Prozent der Teilnehmenden erzielten im 
Verlauf der jeweiligen Maßnahme einen Schulab-
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schluss, über den sie beim Verlassen der allgemein
bildenden Schulen noch nicht verfügten. Zudem kann 
eine steigende Berufsausbildungsquote festgestellt 
werden: 42 Prozent hatten nach sechs Monaten, 54 
Prozent nach gut einem Jahr und immerhin 70 Pro-
zent nach gut drei Jahren eine vollqualifizierende 
Berufsausbildung begonnen (Bundesinstitut für Berufs­
bildung 2013). Als weiteres, allerdings umstrittenes 
Erfolgskriterium wird gelegentlich angeführt, dass die 
Maßnahmen des Übergangssystems zur Reduktion 
der Jugendarbeitslosenquote beitragen, indem die je-
weiligen Maßnahmeteilnehmenden nicht als Arbeits-
lose registriert werden (Fuchs; Weber 2010, S. 11 f.). 

     Zwischenbilanz und weitere Reformforde-
rungen | In den letzten 15 Jahren sind viele Reform
anstrengungen unternommen worden, um die skiz-
zierten Strukturprobleme des (dualen) Berufsbildungs-
systems und des beruflichen Übergangssystems 
schrittweise zu bewältigen, wobei auch der „Instru-
mentenkasten“ des SGB III zur Förderung der beruf
lichen Qualifizierung in verschiedenen Gesetzes
novellen verstärkt und erweitert wurde.2 Beispiele 
dafür sind:
▲ Ausbau der Berufsorientierung, der Potenzial
analysen und der Praktika zur Berufsfelderkundung 
an allgemeinbildenden Schulen, Weckung von Aus-
bildungsinteresse und Anregung von niedrigschwel
ligen Berufsfelderkundungen; verstärkte Unterstüt-
zungbei der Ausbildungsstellensuche, Intensivierung 
der Beratung und Begleitung in der Einstiegsphase 
der dualen Berufsausbildung, jeweils auch unter 
Berücksichtigung des individuellen Förderbedarfs 
junger Menschen mit Migrationshintergrund. Beispiele 
hierfür sind die verstärkte Berufsorientierung und 
Berufseinstiegsbegleitung im Rahmen der BMBF-
Initiative „Abschluss und Anschluss – Bildungsketten 
bis zum Ausbildungsabschluss“ oder das BMFSFJ-
Programm „Jugend stärken – 1000 Chancen“.
▲ Verbesserte Koordination und Kooperation bei der 
Bedarfsermittlung, Planung, Initiierung, Betreuung 
durch Mentorinnen und Mentoren und Qualitäts

sicherung der Förderangebote des Übergangssys-
tems sowie Vernetzung aller relevanten Akteure auf 
der kommunalen Ebene, insbesondere von Firmen, 
Bildungsträgern, Schulen, Jugendhilfeträgern, Arbeits
ämtern, Jobcentern etc. Beispiele sind die Initiative 
„Übergänge mit System“ der Bertelsmann Stiftung 
und verschiedener Landesministerien, die „Weinhei-
mer Initiative“ von Bildungsfachleuten, Städten und 
Landkreisen oder das kommunale Bildungsmonito-
ring im Rahmen des BMBF-Programms „Bildung 
integriert“.
▲ Verstärkte betriebliche Ausrichtung der bisher als 
Notlösung gedachten außerbetrieblichen Ausbildung 
(„Normalität statt Sondermaßnahmen“) durch Inten-
sivierung und Differenzierung der Kooperation zwi-
schen Bildungsträgern und Betrieben, zum Beispiel 
durch die Einführung der „Assistierten Berufsausbil-
dung“ (neu gefasster § 130 SGB III) und Öffnung der 
ausbildungsbegleitenden Hilfen (§ 75 SGB III) für alle 
Interessenten durch das am 26.2.2015 vom Bun
destag beschlossene Fünfte Gesetz zur Änderung 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 
Gesetze (5. SGB IV – ÄndG).
▲ Integration und flexiblere Gestaltung von alternie-
renden außerbetrieblichen und betrieblichen Ausbil-
dungsetappen beziehungsweise -phasen auf Basis 
modularisierter Ausbildungsinhalte, die zu anerkann-
ten „Ausbildungsbausteinen“ zusammengefasst 
werden und zur Zwischen- und Abschlussprüfung 
im Externenverfahren bei den zuständigen Stellen 
beziehungsweise Kammern berechtigen. Beispiele 
sind das Pilotprojekt „Der 3. Weg in die Berufsaus-
bildung“ des Landes Nordrhein-Westfalen und das 
BMBF-Programm „Jobstarter Connect“.
▲ Vermeidung von individuellen Warteschleifen bei 
den als ausbildungsreif eingestuften Jugendlichen, 
die vor Ort keine betrieblichen Ausbildungsstellen 
entsprechend ihren jeweiligen Berufswünschen fin-
den können, durch zusätzliche Ausbildungskapazi
täten im schulischen Bereich in Kombination mit 
Betriebspraktika, bei Bedarf auch mit ergänzender 
praktischer Ausbildung in außerbetrieblichen Übungs-
werkstätten bei Bildungsträgern. Beispiel ist das 
Hamburger Ausbildungsmodell.
▲ Verbesserung der Ausbildungsbereitschaft und der 
Ausbildungsmöglichkeiten von kleinen und mittleren 
Unternehmen, zum Beispiel durch Ausbildungsver-
bünde und externes Ausbildungsmanagement. Bei-
spiel hierfür ist das BMBF-Programm „Jobstarter“ 
(Bundesministerium für Bildung und Forschung 2005, 

2 Zu dem hier vordringlich relevanten Kernbestand 
dieses „Instrumentenkastens“ im SGB III können 
insbesondere die Berufsberatung (§ 30 f.), Berufs
orientierung (§§ 33 und 48), Berufseinstiegsbeglei-
tung (§ 49), Berufsvorbereitung (§§ 51 f.), Aktivie-
rungshilfen für Jüngere (§ 45 (1) Satz 1 Nr. 1), 
Einstiegsqualifizierung in Betrieben (§ 54a), die 
außerbetriebliche Berufsausbildung (§ 76) sowie 
die ausbildungsbegleitenden Hilfen (§ 75) gerech-
net werden.

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2015-10-376 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 08.05.2026, 11:00:51. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0490-1606-2015-10-376


379

So
zi

al
e 

Ar
be

it 
10

.2
01

5

Bertelsmann Stiftung 2008, Kubischat; Kühnlein 2009, 
Bundesinstitut für Berufsbildung 2014, S. 246 ff. und 
S. 415 ff.)3.

     Weiterführende und zum Teil im Rahmen von 
Modellversuchen zur beruflichen Bildung erprobte 
Reformvorschläge und -forderungen betreffen vor-
rangig folgende Punkte: 
▲ Integration von Bildungsgängen und Lernorten: 
Durch verstärkte Kooperation zwischen den berufs-
bildenden Schulen (Berufsschulen, Berufsfachschu-
len, Fachoberschulen etc.) könnten flexiblere Lernort-
kombinationen bei den schulischen und betrieblichen 
Phasen in der Berufsausbildung und eine bessere 
Verzahnung zwischen Berufsvorbereitung, betrieb
licher und außerbetrieblicher Ausbildung und Weiter-
bildung erreicht werden. Durch die Entwicklung von 
variablen und flexiblen Kombinationsformen zwischen 
den dualen, vollzeitschulischen und außerbetriebli-
chen Berufsausbildungsgängen könnten auch sozial 
benachteiligte Jugendliche entsprechend ihren jewei-
ligen individuellen Möglichkeiten im Sinne einer Ma-
ximierung von Beschäftigungsoptionen besser qua
lifiziert werden. Parallel sollte erkundet und erprobt 
werden, ob und wie im Rahmen des dualen Systems 
ein gemeinsames, das Berufsfeld umfassende Ausbil-
dungsvorbereitungsjahr oder Berufsgrundbildungs-
jahr zur Berufsfelderkundung und zur Entwicklung 
ausbildungsrelevanter Basiskompetenzen eingeführt 
werden könnte, vergleichbar mit entsprechenden 
Regelungen in Dänemark und in der Schweiz. 
▲ Offensive Ausschöpfung von rechtlichen Gestaltungs­
spielräumen: Die durch die Novellierung des Berufs-
bildungsgesetzes (BBiG) von 2005 erweiterten und 
zuvor in zahlreichen Modellversuchen und Sonder-
projekten erprobten Gestaltungsspielräume sollten 
stärker genutzt werden. Dies betrifft insbesondere 
die folgenden Punkte: Anrechnung von beruflichen 
Vorqualifikationen einschließlich der in Bildungsgän-
gen an berufsbildenden Schulen erworbenen Quali
fikationen auf die Ausbildungszeit (nach § 7 BBiG); 
erleichterte Teilnahme an der Externenprüfung, wenn 
zuvor ein Bildungsgang an einer berufsbildenden 
Schule oder an einer sonstigen Bildungseinrichtung 
mit Ausbildungsinhalten absolviert wurde, die den 

Ausbildungsinhalten eines anerkannten Ausbildungs
berufs entsprechen (§§ 43 (2) BBiG) oder wenn eine 
ausreichende Berufserfahrung und berufliche Hand-
lungsfähigkeit im betreffenden Ausbildungsberuf 
erworben wurde und durch einschlägige in- und aus-
ländische Zeugnisse und sonstige Nachweise belegt 
werden kann (§ 45 (2) BBiG), Angebot von Qualifi-
zierungsbausteinen und sonstigen Nachqualifizie-
rungsmaßnahmen, gegebenenfalls mit Externenprü-
fung, für Menschen ohne Berufsabschluß (§§ 45 (2), 
60 bis 62 sowie 68 bis 70 BBiG); gestufte Ausbildung 
(nach § 48 (2) BBiG); Teilzeitberufsausbildung im 
Zusammenhang mit einer Verlängerung oder Verkür-
zung der Ausbildungszeit (§ 8 BBiG); Absolvierung 
einzelner Ausbildungsteile im Ausland bis höchstens 
zu einem Viertel der Ausbildungszeit, wenn dies dem 
jeweiligen Ausbildungsziel dient (§ 2 (3) BBiG). 
▲ Effektivere staatliche und kommunale Koordination 
und Steuerung: Außerdem sollte in jedem Bundes-
land ein Koordinierungsausschuss mit der Aufgabe 
eingerichtet werden, das kommunalpolitische Enga-
gement zur Integration der Maßnahmen auf lokaler 
Ebene zu stärken sowie die Maßnahmen im Über-
gangssystem besser aufeinander abzustimmen und 
einschließlich einer Kosteneffizienzprüfung zu evalu-
ieren.4 
▲ Verstärkte Verantwortung der Bildungseinrichtungen 
für die berufliche Integration benachteiligter Jugend­
licher: Dies bedeutet unter anderem ein kontinuier
licheres und verlässlicheres Engagement der Berufs-

3 Eine vom „good practice center“ beim Bundes
institut für Berufsbildung herausgegebene kompakte 
Übersicht über die wichtigsten Förderprogramme 
und Förderinstrumente im Rahmen der beruflichen 
Benachteiligtenförderung insbesondere für den 
Übergang Schule-Beruf bietet zum Beispiel der Link 
http://www.good-practice.de/1060.php.

4 Die Autoren der von der Bertelsmann Stiftung 
herausgegebenen internationalen Vergleichsstudie 
von 2008 empfehlen darüber hinaus, mittel- und 
längerfristig eine eindeutig zuständige, fachkompe-
tente und leistungsstarke bundesstaatliche Koordi-
nierungsstelle mit federführender Verantwortung 
für die Berufsinformation und Berufsberatung ein-
zurichten (wobei offen bleibt, ob und wie weit diese 
innerhalb oder außerhalb von schon bestehenden 
Strukturen, insbesondere der Bundesagentur für 
Arbeit, agieren soll), um sicherzustellen, dass alle 
Schüler und Schülerinnen auch tatsächlich, das 
heißt nicht nur pro forma, eine sachlich fundierte 
Beratung erhalten. Die Autoren empfehlen außer-
dem, zu prüfen, ob und wieweit die Einrichtung 
eines neu einzurichtenden Bundesamts für Berufs-
bildung mit nachgeordneten Landesämtern (nach 
Schweizer Vorbild) zur effektiveren Bündelung der 
staatlichen Förderungs-, Steuerungs- und Verwal-
tungsfunktionen in der beruflichen Bildung zum 
Ausgleich zwischen den konkurrierenden jugend-, 
sozial-, bildungs-, arbeitsmarkt- und wirtschaftspo-
litischen Zielen und zur Überwindung der Ressort-
konkurrenz beitragen könnte (Bertelsmann Stiftung 
2008, S. 9 ff.).
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bildungspolitik für die soziale Inklusion benachteilig-
ter Jugendlicher an den diversen Schnittstellen des 
Bildungssystems sowie eine offensivere Verantwor-
tungsübernahme der allgemeinbildenden Schulen für 
die Vermittlung von Ausbildungsreife. Die allgemein-
bildenden und berufsbildenden Schulen müssten 
auch wesentlich größeres Gewicht auf verbesserte 
Basiskompetenzen (Lesen, Schreiben, Rechnen etc.) 
bei den Schülerinnen und Schülern legen, die in das 
Übergangssystem wechseln, ebenso bei den Jugend-
lichen, die keinen Realschulabschluss haben und in 
das Ausbildungssystem eintreten. Parallel dazu müss
ten die sozialen Begleitmaßnahmen für Schüler, 
Schülerinnen und Auszubildende mit persönlichen 
Problemen und in schwierigen Lebenslagen weiter 
ausgebaut werden, besonders die betreffenden 
Unterstützungsangebote in der Abschlussphase der 
Sekundarstufe I und im Rahmen der Berufsorien
tierung, Berufsvorbereitung und Berufsausbildung 
(Berufseinstiegsbegleitung, Mentoring, Ausbildungs-
assistenzen, ausbildungsbegleitende Hilfen etc.) im 
Sinne des Case-Management-Ansatzes (Busemeyer 
2012, Innovationskreis berufliche Bildung 2007, Bertels­
mann Stiftung 2008, Ebner 2009, Hoeckel; Schwartz 
2010, Severing 2010, Autorengruppe BIBB; Bertels­
mann Stiftung 2011).

     Reformperspektiven des Übergangssys-
tems und Handlungsoptionen der Jugendbe-
rufshilfe | Es geht um die Erhöhung der Bildungs-
chancen sozial benachteiligter Gruppen und um den 
Abbau der sozialen Ungleichheit im Bildungssystem 
angesichts weiter ansteigender Qualifikationsanfor-
derungen auf dem Arbeitsmarkt mit dem Ziel, früh-
zeitig einsetzende Exklusionsprozesse, episodische 
Maßnahmekarrieren und den lebenslangen Bezug 
von Transfereinkommen zu vermeiden. Auch wenn 
das zu utopisch erscheinen mag, müsste dafür 
meines Erachtens perspektivisch die starke soziale 
Selektionsfunktion der Schule durch einschneidende 
Strukturveränderungen abgebaut werden. Diese 
reichen von der Integration des Vorschulbereichs in 
das Schulsystem einschließlich der fachlichen Höher-
qualifizierung des in diesem Bereich tätigen Perso-
nals über die Neukonzeption der Primar- und Sekun-
darstufe I als Gemeinschaftsschule bis zur zeitlichen 
Verschiebung der Entscheidung über die jeweiligen 
individuellen Bildungswege auf einen Zeitpunkt 
kurz vor Abschluss der Sekundarstufe I. Dazu würde 
auch eine bessere Kooperation und Durchlässigkeit 

zwischen den verschiedenen Bildungswegen ab 
der Sekundarstufe II einschließlich der schulischen 
und dualen, betrieblichen und außerbetrieblichen 
Berufsausbildungen beitragen. 

     Schließlich müsste das hochdifferenzierte, bisher 
aber noch zu unübersichtliche und zu eklektisch 
organisierte Übergangssystem vereinfacht, mit der 
dualen Berufsausbildung stärker verzahnt, bildungs-
politisch mehr anerkannt und im Bildungssystem ins-
gesamt besser verankert werden. Die unbestrittenen 
Vorzüge unseres dualen Systems der Berufsausbil-
dung (das inzwischen auch eine Art „Exportschlager“ 
geworden ist) sollten erhalten und weiterentwickelt 
werden, indem die skizzierten Reformdiskurse klein-
schrittig umgesetzt und verstärkt in den internatio-
nalen Erfahrungsaustausch zwischen den relevanten 
Akteuren in der beruflichen Bildung eingebunden 
werden.5

 
     Im Kontext der Ziele und Aufgaben der Jugend
sozialarbeit (§ 13 (1) und (2) SGB VIII) könnte und 
sollte die Jugendberufshilfe eine wesentlich aktivere 
Rolle innerhalb dieses Reformprozesses wahrnehmen, 
auch wenn sie aufgrund der vorrangigen Förderzu-
ständigkeit der Jobcenter und der Arbeitsagenturen 
„nur“ eine flankierende und ergänzende Funktion 
bei den berufs- und arbeitsmarktintegrativen Leis-

5 Im Rahmen unseres Studienprojekts „Jugendbe-
rufshilfe im inetrnationalen Vergleich” konnten wir 
zum Beispiel einen ersten Einblick in Grundstruktu-
ren des französischen und des polnischen Bildungs-
systems einschließlich der jeweiligen Übergangs
hilfen Schule-Berufsausbildung gewinnen, was hier 
leider nicht weiter ausgeführt werden kann (siehe 
dazu unseren Projektbericht). Ohne andere Struktu-
ren auf unser Bildungssystem übertragen zu wollen, 
stellten wir uns zum Beispiel die Frage, was wir von 
der inklusiven Gemeinschaftsschule in Polen lernen 
könnten, die anscheinend dazu beiträgt, dass der 
Anteil der Schulverweigerer, -abbrecher und -abgän
ger ohne Schulabschluss im Kontrast zu den deut-
lich höheren Werten in Frankreich und Deutschland 
bei zirka 5 Prozent liegt. Neugierig machten uns 
auch die vielfältigen niedrigschwelligen und anschei
nend recht unbürokratisch zugänglichen berufsbe-
gleitenden Nachqualifizierungsmöglichkeiten in 
Polen. Interessant fanden wir außerdem die alter-
nierend angelegten Ausbildungs- und Studienmög-
lichkeiten im Bereich der Sekundarstufe II und im 
Tertiärbereich sowie die Flexibilisierung der Zugangs
wege zur Externenprüfung bei beruflichen Bildungs-
abschlüssen in Frankreich (in Verbindung mit einer 
vereinfachten Anrechnung von Weiterbildungsleis-
tungen und von mehrjährigen Berufserfahrungen).
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tungen hat, sofern es sich nicht um originäre berufs-
bezogene Jugendhilfeleistungen im Rahmen der 
Hilfen zur Erziehung für Jugendliche und Junger-
wachsene handelt (siehe § 10 (3) SGB VIII in Verbin-
dung mit §§ 27 (3) und 41 SGB VIII). In diesem Sinne 
sollte sich die Jugendberufshilfe verstärkt in die 
aktuelle Diskussion zur konzeptionellen und organi-
satorischen Integration der berufsbezogen Unter
stützungsangebote für junge Menschen durch den 
flächendeckenden Ausbau der bisher nur als Modell-
projekte bekannten Jugendberufsagenturen (Paritä­
tischer Gesamtverband 2014, DGB Bundesvorstand 
2014) einmischen.6 

     Dabei sollten auch die Fördermöglichkeiten des 
neuen, vom Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und vom Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) finanzier-
ten Programms „Jugend stärken im Quartier“ genutzt 
werden, um innovative, rechtskreisübergreifende 
Pilotprojekte für die sozialpädagogisch begleitete 
berufliche Eingliederung der in den problembelaste-
ten Wohngebieten der ausgewählten Modellkommu-
nen lebenden jungen Menschen zu entwickeln und 
zu erproben.7 

     Durch die Einbindung der Kommunen als Mit
träger oder allein verantwortliche Träger von Grund-
sicherungsleistungen (§§ 6, 6a und 6b SGB II) kann 
die Jugend(berufs)hilfe die beruflichen Eingliederungs
angebote für Jugendliche, die von den in den Job-
centern tätigen Berufsberaterinnen und -beratern, 
Arbeitsvermittlerinnen und -vermittlern, Fallmana
gerinnen und -managern, Integrationsfachkräften 
sowie von den bei beauftragten Dritten tätigen sozi-
alpädagogischen Fachkräften veranlasst und durch-
geführt werden, kontinuierlich begleiten und je nach 
örtlichen Absprachen im Einzelfall auch federführend 
koordinieren, um den Jugendlichen als Ansprechpart-

nerin, Unterstützerin sowie beratend während des 
ganzen Förderverlaufs zur Verfügung zu stehen. 
Diese Einbindung sollte sich insbesondere auf das 
pädagogische Verständnis der jeweiligen biographi-
schen Übergangsprozesse, die Feststellung des indi-
viduellen Förderbedarfs, die lebensweltlich und sozi-
alräumlich reflektierte Ausrichtung von Hilfen und 
Förderangeboten, die Kohärenz von Förderverläufen 
und die Regelung von Konflikten beziehen, wie dies 
auch von Andreas Oehme empfohlen wird (Oehme 
2013a, Oehme 2013b). Die Jugendberufshilfe sollte 
darauf hinwirken, dass in jedem Einzelfall eine Syn-
these und soweit möglich sogar eine Synergie zwi-
schen den konkurrierenden Förder- und Integrations
zielen der individuellen Persönlichkeitsentwicklung 
und der arbeitsmarktbezogenen Beschäftigungs
fähigkeit erreicht wird.

     Anmerkung | Dieser Artikel basiert auf einem 
Beitrag des Verfassers zum Abschlussbericht des vom 
Sommersemester 2013 bis zum Sommersemester 
2014 durchgeführten Studienprojekts „Jugend
berufshilfe im internationalen Vergleich“ an der Fach-
hochschule Potsdam. Der Projektbericht ist über den 
Link https://jbh2013.wordpress.com/ einsehbar.
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